
Seite 1 von 3

Medieninformation

Sächsische Staatskanzlei

Ihr Ansprechpartner
Ralph Schreiber

Durchwahl
Telefon +49 351 564 10300
Telefax +49 351 564 10309

presse@sk.sachsen.de*

13.11.2018

Meinungsumfrage „Sachsen-Monitor“ 2018 vorgestellt

Dresden (13. November 2018) – In Dresden ist am Dienstag der dritte
„Sachsen-Monitor“ vorgestellt worden. Er enthält die Ergebnisse einer
repräsentativen, von der Sächsischen Staatskanzlei in Auftrag gegebenen
Umfrage sowie eine Stellungnahme durch den eigens gebildeten Beirat
Sachsen-Monitor.

Dabei wurden unter anderem der Blick auf die wirtschaftlichen und
persönlichen Lebensumstände, die Haltung zur Demokratie, extremistische
Einstellungen und Ressentiments, das Gerechtigkeitsempnden oder die
Bedeutung von Heimat erfasst.

„Grundsätzlich fällt auch dieses Jahr die positive und optimistisch beurteilte
Entwicklung im persönlichen wie auch im gesamtwirtschaftlichen Bereich
auf. Zudem sind die Menschen zu weiten Teilen zufrieden mit dem
Geleisteten, dem persönlichen Umfeld und den Lebensbedingungen“,
betonte Sachsens Staatskanzleichef Oliver Schenk. Die grundlegende
Zustimmung zur Demokratie sei hoch. Außerdem zeige sich ein großes
Interesse an Politik.

Zugleich verwies Schenk auf die weiterhin hohen Ausprägungen von
Vorurteilen und Abneigungen gegenüber anderen Personengruppen. „Die
entsprechenden Ergebnisse gehören nach wie vor zur Schattenseite des
Sachsen-Monitors. Dies gilt vor allem für Rassismus, eine ablehnende
Haltung gegenüber Muslimen oder Sinti und Roma und für den
Antisemitismus. Wir müssen die Menschen für Freiheit, Toleranz und
Demokratie gewinnen. Und vielleicht sollten wir noch stärker auf diejenigen
setzen, die sich nicht von Ressentiments leiten lassen. Das sind nicht nur
ein paar Menschen, sondern 70 Prozent.“

Der Staatsminister machte zugleich deutlich, dass Ressentiments und
feindselige Haltungen als Problem über Sachsen hinaus gingen. Dies zeigten
aktuell verschiedene Studien zum Beispiel der Universität Leipzig oder des
Mercator-Forums an  der TU Dresden.
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Schenk wies außerdem darauf hin, dass Sachsen in vielen Politikfeldern
die Weichen gestellt habe und daran arbeite, den gesellschaftlichen
Zusammenhalt zu fördern. So setze die Staatsregierung auch auf einen
deutlich intensiveren Dialog mit den Bürgern.

Dr. Roland Löfer, Direktor der Sächsischen Landeszentrale für politische
Bildung und Vorsitzender des Beirats Sachsen-Monitor, erläuterte: „Der
Sachsen-Monitor zeigt im dritten Jahr hintereinander eine nervöse und
gespaltene Mitte der Gesellschaft. Hier Zufriedenheit mit wirtschaftlicher,
demokratischer und gesellschaftlicher Entwicklung. Dort soziale Nöte,
Abstiegsängste, Skepsis gegenüber Politikern und Parteien. Die weiterhin
hohen ausländerfeindlichen Werte sind ein bleibender Grund zur Sorge.
Politik und gesellschaftliche Kräfte sollten überlegen, wie sie diese nervöse
Mitte stabilisieren. Politische Bildung und bürgerschaftliches Engagement
können ihren Beitrag zu Aufklärung, gesellschaftlicher Teilhabe und
Mitverantwortung leisten.“

Ergebnisse im Überblick

Insgesamt schauen die Sachsen weiterhin zufrieden auf das seit
1990 Erreichte und blicken optimistisch in die eigene Zukunft. Grund
dafür ist die Wahrnehmung der persönlichen Lebensumstände wie
Lebenshaltungskosten, Wohnsituation, Freizeit, soziale Absicherung oder
Sicherheit im öffentlichen Raum. Mit diesen Umständen sind – je nach
Antwortkategorie – 58 bis 91 Prozent der Sachsen eher oder gar sehr
zufrieden. Die Ergebnisse sind im Vergleich zu den Befragungen von 2016
und 2017 weitgehend stabil.

Nach wie vor sorgen sich viele Menschen darum, dass die Gegensätze
zwischen Arm und Reich zunehmen. Sie wird von 83 Prozent geteilt. Die
Sorgen, dass der gesellschaftliche Zusammenhalt verloren geht, teilen
78 Prozent der Befragten. Während die Sorge um den gesellschaftlichen
Zusammenhalt oder auch um einen Verlust deutscher Kultur und Eigenart
gegenüber dem Vorjahr zugenommen hat, ist die Furcht vor einem
Arbeitsplatzverlust oder einem Terroranschlag gesunken.

Dass es in Deutschland eher gerecht zugeht, meinen 46 Prozent – gegenüber
49 Prozent der Befragten, die die Zustände als eher ungerecht empnden.
Dieser Wert korrespondiert auch mit der Einschätzung, wonach 45 Prozent
der Befragten angeben, sie bekämen weniger als ihren gerechten Anteil.

Die Zustimmung zur Demokratie als Regierungsform wie auch die
Beurteilung der demokratischen Praxis sind gegenüber 2017 in etwa
gleichgeblieben. Demgegenüber ist das Vertrauen in die demokratischen
beziehungsweise staatlichen Institutionen wieder gesunken. Damit
entspricht das Institutionenvertrauen in etwa wieder dem Stand von 2016.

Erneut wurde erfasst, was Bürger von einer Demokratie erwarten und ob
diese Erwartungen aus ihrer Sicht erfüllt werden. Teilweise deutlich mehr als
90 Prozent der Befragten nennen freie und faire Wahlen, Gleichbehandlung
vor Gericht, eine freie Opposition, den Abbau sozialer Ungerechtigkeit
oder den Schutz von Minderheitenrechten als eher oder sehr wichtig
für eine Demokratie. Allerdings sehen nur 67 Prozent den Schutz von
Minderheitenrechten, 45 Prozent die Gleichbehandlung vor Gericht und 21
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Prozent den Abbau von sozialer Ungleichheit als eher bzw. voll umgesetzt an.
Zugleich meinen 57 Prozent, dass nur direkte Demokratie wahre Demokratie
sei.

Der Aussage, wonach ein Mehrheitswille umgesetzt werden solle, auch
wenn Parlaments- oder Gerichtsentscheidungen oder das Grundgesetz
dagegenstehen, teilen 68 Prozent mehr oder weniger deutlich.

Ressentiments gegen Personen aufgrund ihrer Gruppenzugehörigkeit sind
auch in Teilen der sächsischen Bevölkerung verbreitet. So sind 56 Prozent
der Sachsen der Meinung, dass Deutschland in einem gefährlichen Maß
„überfremdet“ sei. Dieser Wert entspricht dem Vorjahreswert. Ein Indiz,
dass der geringe Ausländeranteil im Freistaat wahrgenommen wird, liefert
das Ergebnis, dass auch in diesem Jahr deutlich weniger Befragte (21
Prozent) der Auffassung sind, die persönliche Wohnumgebung sei in einem
gefährlichen Maße „überfremdet“. Allerdings ist letzterer Wert angestiegen.

Dimap hat zu den Ressentiments drei Gruppen herausgearbeitet. Die Gruppe
mit einem geringen Maß an gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit stellt
demnach 73 Prozent der Bevölkerung. Diejenigen hingegen, die in der
Befragung in hohem Maße den mit Ressentiments behafteten Aussagen
zugestimmt haben, machen fünf Prozent aus.

Erstmals abgefragt wurden Aspekte von Heimat bzw. das Heimatverständnis
der Sachsen. Insgesamt 89 Prozent der Befragten ist Heimat eher oder
gar sehr wichtig. Gleichzeitig erweist sich, dass der Begriff „Heimat“ eine
Vielfalt an Vorstellungen und Emotionen beinhaltet. Auf die entsprechende
offene Frage wurde zu 41 Prozent die Familie und Verwandtschaft und zu
30 Prozent Freunde und Bekannte genannt. Zu 15 Prozent ist Heimat ein
Gefühl, des sich irgendwo Wohlfühlens. 13 Prozent der Antworten umfassen
Heimat großräumig als "die Region, das Bundesland, Deutschland“. Und in 10
Prozent der Fälle wird der Ort der Kindheit und des Aufwachsens als Heimat
bezeichnet.

Das Meinungsforschungsinstitut dimap hat in der Zeit vom 28. Juni bis zum
23. August 2018 insgesamt 1.011 Einwohner Sachsens im Alter ab 18 Jahren
„face-to-face“ befragt.

Weitere Informationen und alle Ergebnisse des Sachsen-Monitors sind unter
https://lsnq.de/SachsenMonitor2018 abrufbar.


